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Der

österreichische Liberalismus und die Läuderbcmkaffaire.

o sehr sich auch in manchen Dingen der österreichische Liberalis¬
mus von dem deutschen nnterschcidet,so stimmt er doch vollständig
mit ihm überein in der Methode der Bekämpfung der Regierung.
Jede passende oder unpassende Gelegenheit wird im Parlament
zn den heftigsten Angriffen gegen das Ministerium benutzt, die

ganze monvpvlisirte und wohlvrganisirte Presse trägt die Rede» in alle Lande
hinaus, kaut ihren Inhalt Tag für Tag in endlosen Variationen wieder, und
wenn anch gelegentlich die überlegtestenBehauptungen sich als unwahr heraus¬
stellen — was thuts? Das Publikum ist Wochen laug aufgereizt worden, die
Berichtigungen ziehen flüchtig an ihm vorüber, wen» sie überhaupt cm sein Ohr
dringen, und so ist in der Regel die systematische Verhetzung gar nicht wieder
gnt zn machen. Der oppositionelleLiberalismus kämpft auch in Österreich unter
der Devise: (!«Iuiu,»i»rv lmäactm-, 80inper .rlnmicl dseret.

Wie sehr die Opposition immer bereit ist, ans jedem Vorkommnis Waffen
gegen die Regierung zu schmieden, das hat sich am widerlichsten wohl bei der
Interpellation Duinba über die Ningtheaterkatastrophe gezeigt. Als jenes Er¬
eignis die Bevölkerung in den tiefste» Tiefen aufgewühlt hatte, als jede »»-
überlegte Anschuldigung, jede absichtlicheVerleumdung die schlimmsten Folgen
nach sich ziehen konnte, da entblödete sich die Minorität, ohne Beweise, ohne
nähere Kenntnis der betreffendenPerl>ält»isse die schwersten Anklagen gegen die
Negiernng zn schlendern, »ud als der Ministerpräsident mit vollem Rechte
darauf aufmerksam machte, daß nicht zunächst die Polizei, sondern der demo¬
kratische Gemeinderat die Sicherheit in den städtische» Schauspielhäuser» zu
überwachen habe, da kmmte die W»t a»f der linken Seite keine Grenzen mehr.
Der Minister, welcher sich erfreche, derartige Antworten zn geben, würde überall
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anderswo binnen 24 Stunden des Amtes enthoben werden, änßerte der Ab'
geordnete Professor Siiß, der gern in die Debatten eine orientalische Leidem
schaftlichkeit hineinträgt.

Den Hanptvorstvß gegen das Ministerini» Taaffc-Dnnajewski nnternahni
die Opposition aber Ende November durch die Interpellation bezüglich der
Stellung der Regierung znr Länderbank, Wohlgeiuerlt: die Linie richtete ihre
Kritik nicht darauf, ob ein Bedürfnis für die neue Baut vorhanden gewefen
und die Kv»zessiv»serteilu»g daher zu rechtfertige» sei, sie brachte anch-keine
Beweise dafür bei, daß die Regierung irgendwie formell nicht korrekt gehandelt
habe das altes würde außerhalb des Hauses, wohin alle die. Reden im
Grunde gesprochenmurdeu, wenig Interesse erweckt haben : nein, sie snchte eine
Menge Einzelheiten hervor, welche zwar nichts beweiseil, aber doch den Anschein
erwecken, als hätte die Regierung einer unerlaubten, vielleicht künstlich hervor¬
gerufene» Kviinivenz gegen eine »nichtige Finaiizgruppe sich sch»ldig gemacht.
Mit ander» Worten: ihr Strebe» gi»g dahin, die Regiernng moralisch bloß z»
stelle», nicht, ihr eine» Mißgriff i» der Berwaltnng nachznwcisen.

Wir habe» nns daher hier weiiig mit der Frage zn beschäftigen, ob die
österreichische Regiernng klug daran gethan habe, Herr» Bontvnx, dem geistigen
Urheber der Länderbant, die Wege so sehr zu ebne». Diese Frage ist vo»
liberaler Seite kam» ausgewvrfeu worden, Rnr eines müssen wir hervorhebe».
Die Länderbauk hat sich bei weitem ividerstaildsfähigcr erwiese», als man all
gemei» annahm, Sie ist mit der Union Mnör-rl«;, ihrer Mntteranstalt, nicht
znsamme»gebrvche», obwohl schon schmn»zel»de Fmmiziers bereit stände», ihre
Erbschaft anzntrete». Sie hatte natürlich für den Augenblickvollanf zu thu»,
um die viele» Geschäftsverlvickl»»ge», in welche sie durch die Berbi»d»»g mit
Boutoux gerathen war, zn lösen. Aber alle diese Geschäfte nähme» einen ganz
normale» Verlauf, die Verpslichtuugeu wurde» pünktlich erfüllt, und wen» a»ch
die große» U»ter»ehmn»ge», welche Bvutvux plante, einstweilen ins Stocken
geraten sind, so ist die Stellnng der Bank im großen »nd ganzen doch »nee
schlittert geblieben. Müssen doch liberale Blätter seht zugestehen, daß die
Länderbank bei Begebung der neuen Anleihe znr Deckung des Defizits wahr
scheinlich in erster Linie in Frage komme. Unter den, 8, März veröffentlicht
der Nerwaltnngsrat des vielangegriffenenInstituts eine vorläufige Bilanz, aus
welcher hervorgeht, daß Kapital und Reserve intakt, daß ferner nach Abschreibung
der Berlnste nnd eines fünfprvzentigen Gewinnes ein Überschuß vvu 6<>7 228
Gulden bleibt, über dessen Verwendung die Generalversammllmg vom 28, März
beschließe» soll, „Die Befürchtimge», welche für dies Jnstiwt gehegt w»rde»,
finde» i» dem offizielle» Cvmm»»iq»v keine Rechtfertigung," schreibt das liberale
Wiener „Weltblatt," die Neue Freie Presse, Bou eiuer Schwmdelbauk der Art,
wie sie zur Zeit der liberale» Ära über Nacht i» die Höhe schösse», ka»u also
keine Rede sei».
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VergegeiUvärtigenwir uns zunächst kurz die Entstehung und die Eutwicklung
der „K, k, privilegirteu österreichischen Läuderbauk," Sie wurde im Oktober 1880
durch eine auswärtige Gesellschaft,die bekannte Union gonoiÄu des Herrn Bon¬
tour, welche damals iu ihrer Blüte stand, gegründet mit einer Einzahlung von
100 österreichischen Goldgulden auf je 200 00l> ausgegebene Jnteriinsscheine,
Das Gesellschnftskapitat ivar in 8 ^ der Statuten ans 40 Millionen öster¬
reichische Goldgulden festgesetzt, gebildet durch 200 000 Aktie» zu 200 Gnldeu,
welche binnen Jahresfrist, genau bis zum 11, November 188k, voll einzuzahlen
waren. Statt dessen fand aber nm 19, September 1881 eine außerordentliche
Generalversammlung der Aktionäre statt, iu welcher ans Antrag des Verwal-
tuugsrates die Erhöhung des Aktienkapitales von 40 Millionen auf 80 Mil¬
lionen Gnlden durch Ausgabe weiterer 200 000 Aktien im Wege einer Änderung
der Statuten beschlossen und der Verwaltuugsrat gleichzeitig ermächtigt wnrde,
sobald von selten der Negierung die Genehmignng der betreffenden Statnten-
änderuugeu erfolgt sein werde, weitere 200 000 Aktien, bezüglich Interimsscheine
mit einer Einzahlung von 50 Prozent auszugeben. Die Bolleiuzahlung der
nunmehrigen gesummten 400 000 Stiick Aktien, also anch der früheren 200 000,
welche eigentlich bis zum 11, November 1881 zu decke» Ware», sollte „längstens
bis zum 15, Oktober 1884" erfolge».

Die Regierimg erklärte sich uuter einigen später zu erwähnenden Bedin¬
gungen mit diesen Statutenänderungen einverstanden.

Die Gesellschaftentwickelte eine ungewölmliche Ni'chrigkeit für die turze Zeit,
während der sie besteht, Sie plazirte im Vereine mit der österreichischen Boden
lreditanstalt das österreichische Staatsanlehe», welches laut Fi»a»zgesetz vom
Jahre 1880 aufgenommen wnrde, Sie ging mit der ungarische» Negiernng
einen Bertrag behufs Ausbaues der Eisenbahn von Budapest nach Semlin ein.
Im Bereiu mit der Union Mnvr-Ue und deni Wiener Bankverein iu Budapest
begründete sie die Ungarische Länderbank-Aktiengcscllschaft— ein Beweis dafür,
das; nicht nur die Regieruug der Reichsratsländer, sondern auch die Ungarns
das Jnstitnt der Länderbank sür solid hält, Ferner hat sie, wiederum iu Ver¬
bindung mit dem Wiener Bankverein, die Fusion der Riina-Mar-inher Eisen-
wcrkc mit den Salgö-Tarjaner Eisenraffineriegesellsehastenbewerkstelligt, Sie
hat weiter den Bau mehrerer Lokalbahnen in Österreich übernommen, von denen
eine bereits dem Verkehr übergeben worden ist. Bei ihrer feierlichen Eröffnung
wurde die Thätigkeit der Länderbank von vielen Vereinen und autonomen Be¬
hörden, sowie zahlreichen Vertretern der Industrie uud der Landwirtschaft begeistert
anerkannt. Für das bedeutendste Werk der Länderbant halten viele die Ver¬
einigung verschiedener Eisenwerke in Kärnten, Krain »nd Steiermark, welche sich
im wilden Kvnknrrenztampfe gegenseitig aufgerieben hatten. Der Abgeordnete
Tvntli meint, das; ohne die „alpine Mvntanfnsivu" Tausende von Bergwerls-
lenten arbeitslos geworden wären,
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Was die andre Seite der Erfolge der Länderbauk anlangt, so konnten die
Redner der Majorität wie der Finanzminister darauf hiuweiseu, das; infolge der
verschärften Konkurrenz der ZinSfnß gesunken, die Rente gestiegen sei, gewiß ein
Vorteil für die Volkswirtschaft Österreichs,

Man wird zugestehe» müsse», daß diese uackteu Thatsache» wenig Grund
zu Verdächtigungen der Regierung geben. Die Länderbnnk hat allerdings auch
die Agiotage fördern helfe»; aber wenn diese voraussichtlicheAgiotage für eine
Regierung genügend wäre, um die Ko»zessio»serteil»ug zu verweigern, welche
Banken soll sie dann überhaupt noch konzessivniren? Der Agiotage m»ß in der
Hauptsache eittgegeugewirktwerden dnrch eine schärfere Aktien- »ud Börsengesetz-
gebnng, wie sie anch in Österreich im Werke ist, Weuu aber bis dahin die
Regierungen die Bildung aller Aktiengesellschaften verhindern wollten, weil sie
möglicherweise in das Börsenspicl eingreifen könnten, so Ware wahrlich der Schade»
größer als der Nutze», der ans dieser Maßregel entspränge. Auch bei dein
Verhältnis des Ministeriums zur Läuoerbank kann daher nnr die eine Frage
von Bedeutung sein: hat die Regierung absichtlich dazu beigetragen, die Agiotage
zu begünstigen, hat sie sich dazu hergegeben, in ungerechtfertigterWeise der un¬
soliden Spekulation bei Genehmigung der Statuten Vorschub zu leisten? Diese
Frage ist entschieden z» verneine» nach gewissenhafter Prüfling der liberalerscits
erhobenen Anschuldiguugeu,

Erstens soll die Negieruug ein Regulativ umgangen habe», das von einer
frühern Regierung erlasse» worden ist, um dem Gründungsschwindel entgegen¬
zuwirken, Dnrch dieses Regulativ, datirt vom l, März 1872, wurden der
ständigen Vereinskommissiou für die Prüfling und Genehmigung der Statute»
von Aktieuuitteruehmungeu die entsprechende» Grundsätze „zur Nichtschuur" vor¬
gezeichnet. Eine Aufhebung oder Ersetzung desselben durch andre grundsätzliche,
allgemein giltige Normeu ist bis jetzt, wie die Linke richtig betvnte, nicht erfolgt.
Der erste der Grundsätze des Regulativs bezeichnet aber die Emission neuer
Aktien vor erfolgter Vollciuzahluug der Aktie» früherer Emissiv» als unstatt¬
haft, Angesichts dieser Bestimmnug des Regulativs schreibe» die Jlttcrpellmtte»
Neuwirth lind TvmaSzezuk dem Vorgehe» der Negieruug einen ,,auffalle»de»
Charakter" zu, die zu Gunsten der Länderbank beliebte Abweichuug von dieser
Norm sei eine „Ausuahmsbegünsriguug."

Dieser Vorwurf war nicht schwer zn entkräften. Schon im ^a»fe der
Beratung des Regulativs im Ministerium, also schon im Beginn des Jahres
1872, wurde ausdrücklich bemerkt, daß das Ministerium durch die gefaßten Be
schlüsse nicht für immer gebunden sei, sondern später auch wieder andre Beschlüsse
fassen könne, lind in der That hat auch bereits im Jahre 1874 der Mimsterrat
es für notwendig erkamtt, mittels eines iu dieser Beziehung gefaßten besondern
Beschlusses iu rücksichtswürdigenFälle» Ausuahme» vom Regnlativ im Prin¬
zip für zulässig z» erkläre», und der Mimsterrat hat sich hierbei von der Er-
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wägung leite» lassen, daß die im Regulativ aufgestellte»Grnndsätze bloß pro lon>
inwrnu beschlossen wnrden. Eine Publikation der vvrenvähnten Grnndsätze hat
daher auch niemals stattgefunden und war niemals' beabsichtigt. Dieses so¬
genannte Regulativ, welches schon vermöge seiner Genesis selbstverständlich weder
den Charakter eines Gesetzes, noch den einer Verordnung besitzt, konnte somit
vom ersten Allgenblicke an lediglich als interne Instruktion angesehen werden,
und wird mich bis zum heutige» Tage als solche angesehen, sodaß eiue etwaige
Aufhebung oder Abänderung desselben keine wie immer geartete Veröffentlichung
erheischt. Die Aufstellung der Grundsätze hat den damals beabsichtigten Zweck
in keiner Weise erreicht, es sind daher schon kurze Zeit »ach il>rer Feststellung
thatsächlich in zahlreiche» Fällen Ausnahmen bewilligt worden, wie beispiels¬
weise !»> Jahre 1874 dem Wiener Bankverein, der BerkchrSbank in Wien, der
Unionbank in Wien, im Jahre 1875 der steiermärkischenEscomptebank, im
Jahre 1876 der österreichischen Zentralbodenkreditanstalt, im Jahre 1881 der
böhmische»Unionbank; die Aktien der Triester Persicheriuigsgesellschaftwaren
im Jahre 1880 nur mit 30 Prozent des Nominalbetrages eingezahlt, als ihr
die Ausgabe »euer Aktie» bewilligt w»rde, gleichfalls nnr mit einer Einzahlung
von 30 Prozent. AuS diese» Ansführnngen geht wohl zur Genüge hervor,
daß die Genehmigung der von der Geueralversammlung der Aktionäre der
Länderbank beschlossene» Knpitalserhöhnng dnrch Emission neuer Aktien den
Charakter einer Sonderbegünstignng nicht an sich trägt. Im vorliegende»Falle
»uißte auch erwogen werden, daß es sich um ein Institut handelt, dessen Aktien
ihren Markt in Frankreich haben, und bei dessen Behandlung somit ans fran¬
zösische Usaneen nach Thunlichkeit Rücksicht zu nehmen war. Bekanntlich hat
obiger Grundsatz für die Emission neuer Aktie» in den Gesetzgebungenmaß¬
gebender europäischerStaaten, uämlich Deutschlands, Frankreichs und Englands,
leine Aufnahme gefnnden. Es ist mich ganz charakteristisch,daß der eine der
beiden Abgeordneten, auf deren Namen die Interpellation lautet, Herr Neuwirth,
früher dem Rcgnlativ gar keinen Wert beilegte. Erst seitdem es gegen das
verhaßte Bersöhnungsministerinm zu gebrauchen ist, hat sich die Hvchschütznng
eingefnnde». Herr Neuwirth hat ein ausführliches und, wie wir gern zugestehen,
sehr instruktives Werk über die Speknlativnskrists von 1873 publizirt, und wenn
er auch alle Momente der Krisis, ihre Entstehnng, ihre Therapie, kurzum alles
auf das genaueste untersucht hat, jenes Regulativ wird darin nirgeuds erwähnt;
und wie ihm der Abgeordnete Ilr. Meznik weiter entgegenhielt, in eiueni Bericht
an das Haus über den gleichen Gegenstand lautet sein Urteil über das Regulativ
sogar abfällig; es habe in keiner Weise die Absicht erfüllt, die Spekulation ein-
zndämmcn und zn mäßigen. Jetzt wird es plötzlich als etwas Staatsrettendes
hingestellt, jede Ausnahme gilt als eine Sonderbegünstignng sür unreelle Spe¬
kulation. Es ist entschiede»Methode in der Sache.

Anch die zweite Anklage ist geschickt darauf berechnet, Stimmung im Bolke
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zn machen. Mit einer „im höchsten Grade ausfallenden/ in der bisherigen
Praxis init Rücksicht ans die Tragweite der Angelegenheit geradezu vereinzelt
dastehende» Raschheit — heißt es — wurde den Beschlüssen, betreffend die
Emission von 20000V jungen Aktien vor Nvlleinzahlnng der ausgegebenen
200 000 Interimsscheine, die Zustimmnug der Regierung zu Teil, nämlich binnen
24 Stunden, Das mnß dem liberalen Philister, der die Abwicklung solcher
Geschäfte nicht so eingehend kennt, wie sie seine Führer ohne Zweifel kennen,
allerdings „im höchsten Grade auffällig" und gravirend erscheinen. Den Führer»
selber war es aber wohl kein Geheimnis, daß die Regierung von jeher in wichtigere»
Augclegeuheiteu solcher Art angegangen wird, sich über ihre Geneigtheit zur
Geuehmigung prvjeklirtcr Statuteuäuderuugen im voraus und für den Fall aus¬
zusprechen, daß diese Ändernugen in statutengemäßer Weise beschlossen werden.
So wurden denn auch nach sehr eingehender Erörterung der Sache bereits am
12, August 1L81 — die Generalversammlung fand am 19, September erst statt
der Ländcrbank die Bedingungen mitgeteilt, unter welchen die Regierung
bereit sei, die projeltirte Emission weiterer 200 000 Aktie» mit SOprvzentiger
Einzahlung zu geiiehmige», Dieser Borga»g stellt sich, wie die Regierimg richtig
bemerkt, insbesondre bei einer Unternehmung als begründet dar, deren Aktionäre
sich notorisch im Auslande befinden nnd kaum früher zu emer Generalversammlung
eiuberufen werden tonnten, ehe sich die Verwaltung über die Stellung der Regiernng
zn den beabsichtigten Anträgen Gewißheit verschafft hatte. In vielen Fälle»
wurdeu sogar Kommissareermächtigt, sofort in der Generalversammlung selbst die
staatliche Genehmigung von Statutenänderungen ansznsprechen. Wußten das
die Führer der Berfassuugspartei nicht, welcher doch so viele Verwaltnngsräte
nnd Vertreter des Großkapitals angehören? Oder wollten sie eS nicht wissen,
nin das Benehmen der Regierung als anffalleno und verdächtig bezeichnen zu
können?

Dazu verschwiegen sie noch, daß die Regierung nicht nur immer der Ge¬
sellschaft günstige Statutenänderungen genehmigt, sondern mich ihrerseits der
Gesellschaftgewisse Bedingungen gestellt hatte, welche derselben mancherlei Ein-
schränknnge» gcgen früher auferlegte». Einerseits nuißte die llnw» »'vnonrlo für die
ihr überlassene Finanzirnng der neuen Aktien einen Baarbetrag von 15 Millionen
Franks an die Länderbank zahlen, aus welchem effektiv eingezahltenBetrag ein
Reservefonds der letztere» Bank gebildet w»rde. Andrerseits wurde die Länder¬
bank von der Regiernng angehalten, in den ^ 7 ihrer bisherigen Statute», auf
Grimd dessen ihr in ähnlicher Weise, wie dies bei der österreichischen Kreditanstalt
nach § !) noch jetzt der Fall ist, das Recht zur Ausgabe eigener verzinslicher
Schuldverschreibungen zustaud, eiueu Beisatz des Inhaltes anfznnehmen, daß zn
der Ausgabe solcher Schnldverschreibnngen in jedem Falle die Genehmignng der
Regiernng erforderlich sei. Bei Aufstellung dieser Bedingung ließ sich die Ne¬
gierung von der Erwägung leiten, daß mit Rücksicht auf die beabsichtigte Ber-



Der österreichische Liberalismus und die Läiiderbciiikaffaire. 7

mehruug des Kapitals der Länderbank dnrch Ausgabe neuer Aktien eine weitere
Kapitalvermehruug dnrch Ausgabe vvn Obligationen zunächst nicht rätlich erschien.
Alle diese Bedingungen tragen doch gewiß dazu bei, die Solidität des Instituts
zu verbürgeu. Ware» sie den Interpellanten gänzlich fremd geblieben?

Wir kommen jetzt zu dein dritten Vorwürfe, welcher die Regierung kom-
promittiren sollte, zu einem Vorwnrfe, der mit der bekannten Gcschicklichkcit par¬
lamentarischerKlopffechterzwar nie direkt gemacht wurde, aber doch immer durch
die Reden hindnrchklangund seine beabsichtigte Wirkung auf das Publikum gewiß
gelhau habe» wird. Man beliebte nämlich, ans Grnnd einer Pariser Nellaiue-
redc des Herrn Vontonx — deren Inhalt ausdrücklich von der österreichischen
Regierung dementirt worden war — dnnkle Andeutungen von einem speziellen
Vertrag zwischen Bontonx und dem Fiuauzmiuister zu macheu. Der Inhalt
dieses Vertrags wird nicht näher bestimmt, nach den Ausführungen der Redner
aber, ivelchc iiichts Positives kannten, aber alles mißbilligten, waren auf Grnud
desselben etwa alle finanziellen Geschäfte des österreichischen Staates der Länder-
bauk zu übertrage» gewesen. Es ist immerhin traurig, wenn auf solche fort
gesetzte Wühlereien hin der Finanzmiinster ausdrücklich erklären muß, daß zwischen
ihm und irgend welcher Bank oder irgend welchem Bankier kein Vertrag existire,
und daß die verschiedensten Hänser die laufeudcu Geschäfte der Regierung, je
nach ihrer Tauglichkeit, zu besorgen haben. „Die im Laufe deS Jahres 1881
bis jetzt aufgegebeneuNuschaffuugeu belaufe» sich, auf Goldgnlden nmgerechuet,
um einen Vergleich z» ermögliche»: bei dem Wechselgeschäftc der niederösterreichischen
Esevmptegesellschaft mif 304000 fl., bei dem Hanse Wodianer in Wien auf
420 000 fl., bei der k. k. privilegirteu österreichischen Kreditanstalt für Handel
uud Gewerbe ans 3 310 000 fl., bei der k. t. privilegirteu österreichischen Länder
bcmk auf 5165 000 fl., bei der k. k. Privilegirteu österreichische» Bvdcutredit
anstatt a»f 0 082 000 fl., beim Hause Rothschild auf 8 803 000 fl. Audre Ge¬
schäfte habe ich, außer der Reute, uicht gemacht." (Rede des Fiuauzmiuisters
Duuajewski vom 14. Dezember 1881.) Auch über die Entstchnngsgeschichte
dieser erfundene» vertragsmäßige» Begünstigung wußte mau zarte Audeutuugeu
zu geben, indem man die Frage cmfwarf, ob nicht der Dispositionsfonds der
Regierung eine» nugewöhnlicheu Znflnß gehabt habe.

Den gröbste» Schwindel soll die Regierung begünstigt haben, indem sie
der Länderbank den Vertrieb der Serbenlvosc gestattete. Um diesen Vvrwnrf
möglichst eindringlich zn machen, reihte man eine Unrichtigkeit, eine Entstellung
an die andre, damit die Unsolidität der Serbenloose, welche man mit den Türken-
lovseu auf eine Stufe stellte, in möglichst grellem Lichte erscheine. Einmal seien
die Serbe» überhaupt zahlnngsnnfähig, sie wären fünf Jahre laug ihren Ver¬
pflichtungen nicht nachgekommen. Das letztere ist allerdings richtig, es betrifft
die in dem Kriegsjahrc 1870 gemachte Zwangsanleihe. Mau mnß aber doch
bedenken, daß während der zwei aufeinander folgende» Kriege außerordeütliche
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Zustünde für Serbien bestanden und daß die von der vorigen Regiernng niiter-
lassene Auszahlung der Staatsvbligativnen von 1876 durch die gegenwärtige
Regierung aufgenommen worden ist und mit vollständiger Vergütnng der Ver¬
zugszinsen durchgeführt wird. Sodann sollen diese Lvose seitens der Emittenten
zum Kurse von etwa 17 Gulden erstanden worden sein, während sie der Be¬
völkerung Österreichs für 46 Gulden, beziehentlich100 Franks offerirt werden.
Man wußte sogar die dabei stattgefundeuenManipulationen genau zu beschreiben.
Die oben erwähnten notleidendenObligationen der serbischen Staatsschuld seien
in Wien »in den Preis weniger Gnlden Pro Stück anfgekanft nnd sodann der
serbischen Regiernng bei Übernahme der Loose znm Nommale oder einem dem
Nominale annähernd gleichen Betrage in Rechnung gebracht worden. Das alles
ist nach einer Mitteilung des serbischenFinanzminislers erfunden, indem für
146 666 Stück Loose die serbische Regiernng von der Union g6n6r»1v 12 Mil¬
lionen Franks in Gold bekommen hat. Anch hinsichtlichder Sicherstellung sind
die Serbenloose iu keiner Weise mit den Türtenloosen zn vergleichen,und wenn
man schließlich darauf hinweist, daß die serbischen Loose außer iu Österreich
mir in Holland kotirt seien, so ist das deswegenwenig geeignet, die österreichische
Regiernng zu verdächtige», weil die Mehrheit der europäische» Staate» die
Kvtirung der auslä»dische»Prämienanleihe» überhaupt nicht znläßt. Auch hier
trifft also die eisleithanischeRegierung kein Vvrwnrf, nmsvweniger, als bei ihr
nicht wirtschaftliche Gründe den Ausschlag gaben, souderu politische Motive,
angeregt durch den verstorbenen Minister des Äußer».

Am gewissenlosesten ging die Opposition bei Erörterung der Fusion kärnt¬
nerischer nnd steierischer Eisenwerkevor. Hier wird die Regierung geradezu be¬
schuldigt, die Aktiv» wegen Erhöhung des Roheisenzolles in Fluß gebracht zn
haben, um der alpinen Montangesellschast eine fette Dividende zn verschaffen.
Hören wir einen der parlamentarischen Klopffechter selbst, der alles andeutet und
nichts sagt, vv» seine» Gesinnungsgenossen aber, wie der Beifall zeigt, Wohl
verstanden wird. „Nun, meine Herren," äußerte der Abgeordnete Tvmaszezuk,
nachdem er Montaususion »»d Eiseuzoli neben einander genannt, „es ist dies
ein zufälliger Znsammenhang (Heiterkeit links», ich kauu nicht glauben, daß es
etwas andres ist, aber es wirft ein Schlaglicht damnf, welche Gefahren für den
Staat entstehen, wenn er sich allzu sehr mit einer einzelnen Gesellschaft identifizirt,
weil dann selbst die bestgemeinte», die rationellsten Maßregeln der Regiernng
von der Bevölkerung immer i» Zusammenhang mit dem Bankinstitute gebracht
werde» (Beifall links)." Nuu, vou der Bevölkerung gewiß nicht so ohne weiteres,
wem, nicht vorher die oppositionelle Wülslerei durch alle möglichenEntstellnngen
und Verlenmdungeu Nrgwohu gesät hat. Dem Abgeordneten Nenwirth erlaubte
seine jüdische Abstammnng, etwas — offener zu sein. „Mein geehrter Herr
Kollege aus der Bukowina," meinte er, „war gestern sehr rücksichtsvoll, als er
die Verbindnng zwischen dem Roheisenzoll nnd der Montanfusion eine znfällige
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genannt hat. Nein, sagen wir es offen, sie ist kein Zufall!" (Bravo! Bravo!
Links Rufe: So ist es!). Den Beweis ist aber auch dieser Redner schuldig
geblieben.

Alle diese haltlosen Anklagen sollten nnn das Parlament bestimmen, einen
Ausschuß zur Uutersuchung des Falles einzusetzen.

Es ist wohl ein Vorgaug, der in geordneten Zustünden kein Präzcdens
hat, auf bloße Vermutungen hin, daß irgend etwas Unstatthaftes geschehen fei,
einen Ausschuß eiuzusetzeu.Was dieser Ausschuß zudem eigentlich sollte, darüber
scheinen die liberalen Parlamentarier selbst sehr im unklaren gewesen zn sein.
Nach den Ausführungen Herbfts hätte er etwa die Aufgabe gehabt, die Aktien-
gesctzgebuug zu revidiren, um bedenkliche Folgen und eine ucne Krise zu ver¬
hüten. Auch der Abgeordnete Tomaszczuk frägt, ob es nicht die höchste Zeit
sei, die als reformbedürftig erkannte Aktiengesetzgcbuug wenigstens teilweise zu
prüfen und wenigstens die gefährlichen Löcher zu verstopfen, aus welchen die
Gefahr droht. Nach dem Wortlaut des HerbstschenAntrages selbst soll aber
die Beantwortung der Interpellation der AbgeordnetenNeuwirth und TomaSzezuk
nur zur „Vorberatuug" und „Berichterstattung" der Kommission zugewiesen werden,
nnd in einer solchen Berichterstattung kaun man doch keine Gesetzesvorlagebringen.
Anch dürfte eine bis zu einem gewissen Grade ab irato eingesetzte Kommission
wenig geeignet sein, eine Regeneration der Aktiengcsetzgebnng vorzunehmen. Das
ist eine Aufgabe, die in ruhiger Erwägung der praktischen Aufgaben ans Grund¬
lage bestimmter Vorschläge gelöst werden kann und soll, fern von aller Auf¬
regung und aller Beziehung auf spezielle aktuelle Fragen. Übrigens können die
Äußerungen der Abgeordneten Herbst nnd Tomaszeznk anch kaum erust gemeiut
sein zu einer Zeit, da binnen kurzem eine öffentliche Äußerung der Regierung
über dcu Stand der Reform der Aktiengesetzgebung zn erwarten war, nachdem
das Abgeordnetenhaus auf Bericht des Petitivnsausschnsses die Regierung auf¬
gefordert hatte, den Eutwurf eines Akticngesetzes baldigst vorzulegen. Es ist
doch unsinnig, wenige Tage vorher einen parlamentarischen Ausschuß zu wählen,
der seinerseits eine» Gesetzentwurf auszuarbeiten hätte. Ein Verdikt über die
Thätigkeit der Lüuderbank zu fälle», dazu ist auch ein Parlament nnd ein par¬
lamentarischer Ausschuß gewiß nicht der geeignete Ort.

Es kam aber auch deu Oppositionsführern wohl viel weniger darauf au,
daß der Ausschuß etwas veruüuftiges zu thun hatte; die Hauptsache war, daß
er überhaupt eingesetzt wurde. Wäre das geschehen, so hätte das auf das Volk
einen tieferen Eindruck hervorgebracht als ein halbes Dutzend Parlamentsredeu,
die es uicht immer mit besondrer Aufmerksamkeitliest, weil es besseres zu thun
hat. Wenn das Parlament einen Ausschuß eingesetzt hätte, der das Verhältnis
der Regierung zur Länderbank prüfen sollte, so hätte das allgemein den Ein¬
druck gemacht, als ob sogar die regierungsfrenndliche Majorität in ihrem Ver¬
trauen ans die Rechtlichkeit deS Finanzministers erschüttert wäre. Für die
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Ausnutzung des so hervorgerufenenMißtmueus würden Zeitungen uild Versamm¬
lungen schon gesorgt haben; mag es hinterher auch als sehr uugegrüudet sich
herausstellen, ganz ist es gewöhnlich doch nicht zu heben. Unsre deutschen
Liberalen haben in ihrem Feldzuge gegen die konservativen Gründer ehemals
ja ähnlich operirt. Der AbgeordneteNeuwirth verstieg sich schon, bevor irgend
ein Schatten von positivem Beweismatcrial vorlag, zu der Behauptung, das
jetzige Ministerium werde in der inneren Geschichte Österreichs nnr einen Namen
führen — den Namen Ministerium Dunajewski-Läuderbcmk, genannt Tcmffe.
Der Abgeordnete Schönerer behauptete mit voller Seeleuruhe, wenn die Lnnder-
bank sich so weiter entwickele wie bisher, würde die Bevölkerung im ganzen
zwar „angeschmiert"werden, aber „einzelne, viele, die der Regierung nahestehen,
werden sich bereichern." Man stelle sich nun vor, was für Ausfälle die Oppo¬
sition sich erst erlaubt haben würde, wenn das Mißtrauen im Volke durch die
Einsetzung eines Ausschusses noch verstärkt worden wäre!

Die Rechte war klug genug, diese Absichten der Opposition zu durchschauen.
Ihr erster Redner äußerte, daß dieser Antrag als ein Wechsel in Klanoo auf¬
gefaßt werden müsse, auf den jede beliebige Valuta aufgeschrieben werden könne.
Du nun im Publikum verschiedene Vorwürfe, Verdächtignngen gegeu die Regierung
kolportirt würden in Bezug auf die Errichtung dieser Bauk, iu Bezug auf die
Konzession zur Emission neuer Aktien, die ihr erteilt wurde, über das Verhältnis
dieser Bank zur Regierung, so würde die öffentliche Meinung bei Annahme des
Antrages auf diesen Wechsel aufschreiben: Das hohe Haus hat selbst gefühlt,
hat selbst die Überzeugung gehabt, daß etwas verdächtiges dort geschehen ist,
daß etwas unstatthaftes dort vorkommt, nnd deswegen hat es einen Ausschuß
gewählt, damit er die Sache erhebe und prüfe und darüber Bericht erstatte.
Die Annahme des Antrages wäre von vornherein ein Mißtrauensvotum gegeu
die Regierung gewesen.

Freilich war der Plan der Opposition so geschickt entworfen, daß selbst eine
Ablehnung des Antrages gegen die Majorität ausgenutzt werden konnte. Man
konnte ihr danu wiederum vorwerfen, daß sie das Tageslicht der Kritik scheuen
müsse und etwas verheimlichen wolle.

Das ist der Feldzug in seinen Einzelheiten. Daß er nicht den Erfolg gehabt
hat, den. man sich von ihm versprach, darf schon jetzt als sicher gelten, obwohl
die verfassungstrene Partei durch billige Massenverbreitung der stenographischen
Berichte über die „Affaire Länderbank" in ganz Österreich und auch in Deutsch¬
land Stimmung zu machen sticht.

Werfen wir zum Schluß noch einen Blick auf die Parteien, welche den
Feldzug unternahmen. Da fällt es zunächst auf, daß gerade jene Partei, mit
deren Herrschaft der zügellosesteGründungsschwindel untrennbar verknüpft ist,
jetzt als Anwalt der ehrlichen Arbeit und des soliden Erwerbes auftritt. Die
verfassungstreue Partei ist vorwiegend Vertreterin geldoligarchischerInteressen,
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sie hält den deutsch-nationalen Charakter nach den Wvrten eines ehemaligen
österreichischenMinisters mir als .Feigenblatt ihrer Gcldherrschaft vor nnd
benutzt die Drohung des Abfalls als Einschiichterungsmittel gegen die Krone,
Feinfühligkeit für unsaubere Börsenpraktikcu war ihr, der sogenannten Ver-
waltnngsratspartei, von jeher fremd, erst seitdem die sittliche Entrüstung gegen
das verhaßte Versöhnungsministerium ausgespielt werden kvuutc, hat sie sich
— abgesehen von wenigen Ausnahmen — eingefunden, Zn Anfang der siebziger
Jahre fand man kein Wort, um den Gründungsschwindel zu geißeln. Ja als
der Präsident des obersten Gerichtshofes, Ritter von Schmerling, im Herren-
Hause die schädlichen Folgen der damaligen Schwindelgründungcn auch für die
Solidität des Beamtentums nur leise zu berühren wagte, da erregte er ge¬
waltigen Zorn in dem leitenden Organe der Verfassungspartei, Die „Neue
Freie Presse" schrieb unterm 7, April 1873: „Dem Lord Oberrichter Öster¬
reichs, unserm lieben Freund Schmerling ist es wieder einmal zu enge geworden
in dem politischen Grab, das er sich selbst geschaufelt hat. Obwohl ein an¬
ständiges Gespenst sich nur um Mitternacht unter Menschen wagt, hat heute
Ritter von Schmerling am hellen lichten Tage im Hcrrenhause eine Geister¬
stimme aus vergangenen Jahrhunderten ertönen lassen , , , . Nicht Liebe zu den
Armen und Elenden, nicht Achtung vor den Arbeitenden und Entbehrenden,
nein, der Widerwille, der Neid gegen die Besitzenden hat die Rede inspirirt."
Kann nach solcher Vergangenheit die sittliche Entrüstung noch ungeheucheltsein?
Wir glauben, wenn man bloß für gutes Recht und ehrliche Sitte Hütte streiten
wollen, so hätte man nicht zu solchen Waffen gegriffen, wie man sie ange¬
wandt hat.

Denn die Manier, wie die hier geübte parlamentarische Klopffechtereidie
Regierung immer scheinbar ins Unrecht zu setzen wußte, ist geradezu typisch.
Sucht der Finanzministcr die Konzessionirung der Länderbank damit zu recht¬
fertige», daß auf dem Gebiete der Eisenbahnpolitik, der Valutaregelung große
staatswirtschaftliche Aufgaben vorlägen, für deren Erledigung mehrere große
Fiuanzinstitute wünschenswert seien, so erwiedert ihm Herr Neuwirth, er habe
durch diese Worte „das Außerordentlichste an Reklame" für Herrn Bvntoux
geleistet; man „traue seinen Augen kaum, weun man diese Stelle lese." Geht
die Regierung auf die ihr gemachten Vorwürfe ein, so kann man nach dem Ab¬
geordneten Schönerer „die ganze Rede kurz bezeichnen mit den Worten: Hui
s'oxorisL, 8'g.o<ZU86." Geht sie nicht darauf ein, so heißt es: (jui tg,ost>, von-
«entirs viäswr. Jgnorirt also die Regierung die Angriffe, so kommt das daher,
daß sie sich von der Wucht der Klagen zermalmt fühlt; schweigt sie nicht, so
spricht das böse Gewissen aus ihr, deun sonst würde sie es nicht für nötig halten,
ein Wort zu verlieren. Die Moral aber von der Geschichte ist: Die parlamen¬
tarischen Klopffechter behalten immer und überall Recht.
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